Delegiertenversammlung der A.U.S.T.
Die DV der A.U.S.T. wurde am 15. und 16. Mai in Meiringen abgehalten. Sie beschäftigte sich neben organisatorischen und beruflichen Fragen in der Hauptsache mit der durch die Kriegsverhältnisse geschaffenen Lage der Arbeiter der Bundesbahnen. Da uns leider ein Originalbericht nicht  zugegangen  ist,  teilen wir das Wichtigste aus den Verhandlungen nach einem Berichte im „Volksrecht" mit.
Samstag nachmittags nach 4 Uhr eröffnete mit einem markigen Begrüssungswort der Zentralpräsident Genosse Albisser (Luzern) die 21. DV  der A.U.S.T.  Anwesend waren 162 Delegierte,  die 69 Sektionen vertraten.   Als Gäste wohnten den Verhandlungen bei die Kollegen Meier und Ineichen vom Zugspersonalverein und  Sekretär A. Rimathe vom Lokomotivpersonalverband. Das Tagesbureau wurde bestellt aus Rieder (Zürich) als  Präsident, Viktor Lang (Zürich) als Vizepräsident und Allgöwer als Protokollführer.  Der Jahresbericht und die Jahresrechnung gaben zu keinen wichtigeren Aussetzungen Anlass.  Dem SGB werden für das laufende Jahr neben dem ordentlichen Beitrag noch Fr. 500 extra zur Verfügung gestellt.  Vorort bleibt Luzern und als neue Sektion zur Bestellung der Revisoren wird neben Interlaken der E.A.V. Rorschach gewählt.
An der letzten Delegiertenversammlung wurde auf Antrag des Eisenbahnarbeitervereins Zürich beschlossen, die  Statuten im Sinne einer Zentralisation zu revidieren. Eine Kommission arbeitete einen Entwurf aus, über den Kamber (Olten) referierte.  Die Versammlung  stimmte grundsätzlich  dem Entwurfe zu, der nun in den Versammlungen der Sektionen diskutiert und  eventuell von einer ausserordentlichen Delegiertenversammlung bereinigt werden soll. Nach den Anträgen der Statutenrevision würde die A.U.S.T. die Gestaltung erhalten, die sich einem modernen Gewerkschaftsverbande ziemt.
Eine unerwartet lebhafte Diskussion  rief der Antrag  des Verbandes  schweizerischer Wagenvisiteure, der verlangte, dass  inskünftig in der „Roue ailee", dem französischen Organ des Verbandes, mehr gewerkschaftliche als politische Artikel  er scheinen sollen.  Siegenthaler (Basel)  verteidigte die Tendenz der „Roue ailee", der Propagierung des sozialdemokratischen  Gedankens weiten Spielraum zu geben, was ihm den lebhaften Beifall der Versammlung eintrug. Sein Antrag, über den  Antrag der Wagenvisiteure zur Tagesordnung zu schreiten, wurde mit grosser Mehrheit angenommen.
Um halb 8 Uhr abends wurden die Verhandlungen  abgebrochen.   Eine  solenne  Abendunterhaltung vereinigte von 9 Uhr  ab die Delegierten zu einigen fröhlichen  Stunden.  Nationalrat Dr. Stucki begrüsste  bei diesem Anlass die Delegierten im Namen  der Bevölkerung von Meiringen.
Am Sonntagmorgen nahmen die Verhandlungen um 8 Uhr ihren Fortgang. Genosse Rimathe überbrachte die Grüsse des Lokomotivpersonalverbandes, der mit der A.U.S.T. so eng befreundet ist. Huggler (Gewerkschaftsbund) entschuldigte sein Fernbleiben telegraphisch und sandte die besten Glückwünsche des Gewerkschaftsbundes.

Die Traktandenliste wies fast durchwegs Anträge auf, die das berufliche Gebiet betreffen.  Zwischenhinein referierte Generalsekretär Nationalrat Weber (St. Gallen) über die Kriegssteuer. Die Versammlung stimmte mit grosser Mehrheit einer Resolution zu, die dem Verkehrspersonal die Annahme der Kriegssteuer empfiehlt.
In  der Begründung der verschiedenen Sektionsanträge klang immer und immer wieder die Klage durch, wie hart namentlich das untere Personal durch die sattsam bekannten „Sparmassnahmen" der Bundesbahnen betroffen wird. Leider besteht keine oder nur wenig Aussicht, hier zurzeit eine Besserung zu erzielen. Das Zentralkomitee wird zu gegebener Zeit mit aller Energie und Entschiedenheit für die Interessen der Verbandsmitglieder eintreten.
Zentralpräsident Albisser fasste in einem Referat über die Lage des Personals während des Kriegszustan-des die verschiedenen Ereignisse der verflossenen Monate zusammen. Die Delegierten folgten mit gespannter Aufmerksamkeit den interessanten Ausführungen. Zu diesem Punkte nahm die Versammlung folgende Resolution an:
„Die Delegiertenversammlung konstatiert: 1.  Dass die S.B.B.  und ihr folgend eine Anzahl anderer Transportunternehmen eine Reihe von Positionen des Personals verschlechtert  und  demselben gesetzlich zukommende Bezüge entzogen haben.  Daneben sind auch zahlreiche Entlassungen vorgekommen, die zum Teil bereits langjährig Beschäftigte betrafen; 2. erklärt  sie als die erste Aufgabe der Organisation, diese Verschlechterungen wieder auszumerzen und protestiert gegen alle die unzähligen Akte ungerechtfertigter Zurücksetzungen, denen das Personal ohne Grund ausgesetzt war; 3. spricht die bestimmte Erwartung aus, dass die zurückgehaltenen Aufbesserungen für das Jahr 1916 unbedingt ausbezahlt werden, wobei die Frage der Nachzahlung der Aufbesserung für 1915 zu prüfen wäre." 
Kurz vor halb 12 Uhr am Sonntagvormittag waren die Verhandlungen beendigt. Der Vorsitzende Rieder schloss mit einem kurzen Rückblick auf die geleistete Arbeit  die flott verlaufene Tagung.
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